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„Erstmals ist so eine direkte Beziehung zwischen den Ergebnissen einer Europawahl und dem 
Vorschlag des Kandidaten für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission hergestellt 
worden. ... Damit besteht die Möglichkeit, dem europäischen Beschlussfassungsprozess das 
sehr notwendige Maß an demokratischer Legitimität zu verleihen.“

Jean-Claude Juncker als Kandidat für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission,  
15. Juli 2014

Jean-Claude Juncker wurde als erster Kommissionspräsident nach dem 
Spitzenkandidaten-Verfahren gewählt, im Zuge dessen die europäischen 
politischen Parteien im Vorfeld ihre Spitzenkandidaten für das Amt nominiert und 
Wahlkampf für sie betrieben haben. Durch diesen unionsweiten Prozess haben die 
Führungsspitzen der EU-Organe einen stärkeren Bezug zu den Wählerinnen und 
Wählern sowie zu den nationalen politischen Prioritäten. Gleichzeitig wurde die 
Verbindung zwischen den drei EU-Organen gestärkt, die sich dadurch besser auf 
gemeinsame Prioritäten verständigen konnten. So wurden Effizienz, Wirksamkeit 
und demokratische Legitimität gesteigert.

EIN KOMMISSIONSPRÄSIDENT, DEN DIE BÜRGERINNEN UND BÜRGER MITBESTIMMT HABEN

Die Mitglieder der Kommission haben den 
nationalen Parlamenten seit November 
2014 mehr als 900 Besuche abgestattet

Die Mitglieder der Kommission haben seit 
November 2014 an über 2000 Debatten 
des Europäischen Parlaments 
teilgenommen

Eine demokratischere Union
FAHRPLAN FÜR EINE ENGER VEREINTE, STÄRKERE 
UND DEMOKRATISCHERE UNION
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Die Juncker-Kommission hat außerdem einen engen Kontakt zu den nationalen Parlamenten und zum Europäischen Parlament 
gesucht. In den letzten vier Jahren haben die Kommissare den nationalen Parlamenten in ganz Europa mehr als 900 Besuche 
abgestattet und an über 2000 Debatten des Europäischen Parlaments teilgenommen.

https://twitter.com/hashtag/euroad2sibiu


Die Gesetzgebung mitgestalten

Die Juncker-Kommission hat den Politikgestaltungsprozess für die Bürgerinnen und Bürger geöffnet, die nun in 
jeder Phase ihre Meinung äußern können – schon bevor die Kommission mit der Erarbeitung eines Vorschlags beginnt, bis 
sie ihn abschließt und den gesetzgebenden Organen vorlegt. Durch folgende Maßnahmen ermöglicht die Kommission den 
Bürgerinnen und Bürgern die Mitgestaltung der EU-Politik:

▶	mehr Transparenz, wenn es um erste Ideen geht

▶	umfangreichere öffentliche Konsultationen zu Entwürfen von Rechtsvorschriften

▶	Online-Instrumente für die Rückmeldung zu bestehenden Rechtsvorschriften

Der Bürgerdialog in Zahlen
seit Januar 2015, Stand 26. April 2019

fast 1600 
Dialoge

Die Kommission sucht durch regelmäßige Besuche in 
den Mitgliedstaaten und durch die Organisation von 
Bürgerdialogen – bei denen die Wählerinnen und Wähler 
mit Mitgliedern der Kommission, des Europäischen 
Parlaments und der nationalen Regierungen sowie mit 
Vertretern der Kommunal- und Regionalbehörden und 
der Zivilgesellschaft zusammenkommen – häufiger den 
direkten Kontakt zu den Bürgerinnen und Bürgern. Unter 
der Juncker-Kommission fanden fast 1600 Bürgerdialoge 
in der gesamten EU statt. Bisher haben knapp 190 000 
Bürgerinnen und Bürger direkt daran teilgenommen, 
zusätzlich wurden Millionen von Menschen über die 
Berichterstattung in den traditionellen und sozialen 
Medien erreicht.

190 000 
Teilnehmer

1,6 Millionen Zuseher 
über den Online-
Livestream

288 Millionen Menschen 
über die traditionellen 
Medien erreicht

39 Millionen 
Impressionen in 
den sozialen Medien

Die Juncker-Kommission hat das 
Versprechen, das mit der Europäischen 
Bürgerinitiative verbunden ist, 
eingelöst: Mit der Überarbeitung der 
Trinkwasserrichtlinie der EU wurde 
erstmals ein Gesetzgebungsvorschlag 
auf der Grundlage einer Europäischen 
Bürgerinitiative vorgelegt.

Unser Vorschlag:

bringt einen besseren Zugang zu Wasser für alle

Das Portal für bessere 
Rechtsetzung:
ein neues Webportal, das eigens 
für Rückmeldungen zur EU-
Politik eingerichtet wurde

75 000 Besuche pro Monat

Fast 980 Kommissionstexte, zu denen 
Feedback gegeben werden kann

15 000 Kommentare bisher

MEHR MITSPRACHERECHT FÜR BÜRGERINNEN UND BÜRGER BEI DER POLITIKGESTALTUNG

Die Gesetzgebung mitbeeinflussen

Wenn sich eine Million Bürgerinnen und Bürger die Zeit 
nehmen und einen Gesetzesvorschlag unterstützen, muss 
ihnen die Europäische Kommission Gehör schenken. Während 
der Amtszeit der gegenwärtigen Kommission wurden 
insgesamt 33 Bürgerinitiativen registriert – um 14 % mehr 
als unter der vorherigen Kommission. Das Instrument der 
Europäischen Bürgerinitiative ist seit dem Amtsantritt 
der Juncker-Kommission im Aufwind. Die Kommission berät 
auf politischer Ebene über alle Anfragen und verfolgt dabei 
einen flexiblen Ansatz, damit so viele Initiativen wie möglich 
registriert werden können und die Bürgerinnen und Bürger 
zur Nutzung dieses wertvollen Instruments ermutigt werden.

Mehr Europäische 
Bürgerinitiativen registriert

registriert nicht registriert
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führt zu verbesserten Trinkwasserstandards

schafft mehr Transparenz, wodurch die Position der 
Verbraucherinnen und Verbraucher gestärkt wird
leistet einen Beitrag im Kampf 
gegen Kunststoffabfall

über 580 Städte 
in 27 Mitglied­
staaten



Erläuterung: EVP: EVP: Europäische Volkspartei | S&D: Progressive Allianz der Sozialdemokraten | EKR: Europäische Konservative und 
Reformer | ALDE: Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa | GUE/NGL: Vereinigte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke | 
Grüne/EFA: Die Grünen / Freie Europäische Allianz | EFDD: Europa der Freiheit und der direkten Demokratie | ENF: Europa der Nationen 
und der Freiheit | NI: Fraktionslose

Quelle: Europäisches Parlament

NEUE RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DIE EUROPÄISCHEN PARTEIEN

Dass personenbezogene Daten der EU-Bürgerinnen und -Bürger manipuliert werden, um bessere Wahlergebnisse zu erzielen, 
ist eine Tatsache. Die Enthüllungen rund um Cambridge Analytica machten nur deutlich, wie gefährlich moderne Technologien 
für den Wahlprozess wirklich sind. Personenbezogene Daten müssen geschützt werden und die europäischen Bürgerinnen und 
Bürger haben das Recht zu wissen, wer der Urheber politischer Online-Werbung ist.

Die EU hat die Vorschriften über die Finanzierung europäischer politischer Parteien verschärft. Parteien oder Stiftungen, die 
die Datenschutzvorschriften verletzen, können mit neuen Sanktionen von bis zu 5 % ihres jeweiligen Jahreshaushalts belegt 
werden. Durch die Änderung der Vorschriften über die Finanzierung europäischer politischer Parteien hat die EU außerdem die 
Verbindung zwischen den europäischen und den entsprechenden nationalen Parteien transparenter gestaltet. Die Finanzierung 
ist beispielsweise daran gekoppelt, dass auf den Websites der nationalen Parteien das politische Programm und das Logo ihrer 
jeweiligen europäischen Partei zu sehen sind. So wissen die Europäerinnen und Europäer genau, wem sie bei der Europawahl 
ihre Stimme geben.

Die Juncker-Kommission setzte sich von Anfang an für 
mehr Transparenz ein. Die Veröffentlichung aller Kontakte 
zwischen Interessenvertretern (Lobbyisten) und Kommissaren 
war eine der ersten Entscheidungen der Kommission. Die 
Öffentlichkeit kann seit der Einführung dieses neuen Systems 
leicht nachvollziehen, wer Einfluss auf die Politikgestaltung 
nehmen will. Präsident Juncker kündigte zu Beginn seiner 
Amtszeit an, dass die Fenster und Türen der Kommission weit 
offen stehen werden, damit alle sehen können, was drinnen passiert. Darum sind heute fast 12 000 Organisationen und 
Einzelpersonen im Transparenz-Register erfasst – um 5000 mehr als vor dem Amtsantritt von Präsident Juncker.

Die Kommission hat zudem mit ausdrücklicher Zustimmung des Europäischen Parlaments einen neuen Verhaltenskodex 
für Kommissionsmitglieder beschlossen. Dieser enthält eindeutigere Vorschriften und noch strengere ethische Standards. 
Gleichzeitig wird in mehreren Bereichen die Transparenz erhöht, beispielsweise durch die Veröffentlichung der Reisekosten 
der Kommissare im Internet.

Mit dem neuen Verhaltenskodex hat Präsident Juncker außerdem seinen Vorschlag umgesetzt, dass die Kommissionsmitglieder 
– die alle erfahrene Spitzenpolitiker sind – ohne Freistellung am Europawahlkampf teilnehmen können, was früher nicht 
möglich war. Natürlich müssen die Kommissare, die sich zur Wahl stellen, weiterhin uneingeschränkt ihre institutionellen 
Verpflichtungen im Dienste der europäischen Bürgerinnen und Bürger erfüllen.

VERBESSERTE TRANSPARENZVORSCHRIFTEN FÜR DIE MITGLIEDER DER KOMMISSION

Im Europäischen Parlament sitzen derzeit acht Fraktionen:

ALDE: 76

Grüne/EFA: 57

S&D: 149

GUE/NGL: 46

EVP: 180

EKR: 66

EFDD: 45

ENF: 62

NI: 8
751

Wenn Treffen zwischen Lobbyisten und 
Kommissionsmitgliedern, ihren Mitarbeitern 
oder Generaldirektoren stattfinden, wird 
dies nun öffentlich bekannt gemacht.
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